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B E S C H L U S S V O R L A G E  

S t a d t r a t  d e r  G r o ß e n  K r e i s s t a d t  Z i t t a u  

Beschlussantrag für ein Schadenserfassungsmanagement für 

Bergbaufolgeschäden durch den Tagebau Turów 
 

Beratungsfolge Termin Behandlung Abstimmung 

 anwesend ja nein enthalten 

Verwaltungs- und Finanzausschuss 13.01.2022 Vorberatung     

Stadtrat der Großen Kreisstadt Zittau 27.01.2022 Entscheidung     

 

 

Gesetzliche Grundlage: SächsGemO 
 

Bereits gefasste Beschlüsse 231/2021 – Beitritt der Stadt Zittau zu einer Beschwerde bei der 

Europäischen Kommission wegen Nichteinhaltung von EU-Recht  
 

Aufzuhebende Beschlüsse  

 
Finanzielle Auswirkungen / Deckungsnachweis: 

 

Veranschlagt unter HH-Stelle/ 
Produktkonto 

 

Bezeichnung der HH-Stelle/ 

Produktkonto 

 

 

Finanzielle Auswirkungen Gesamtbetrag aktuelles HH-Jahr Folgejahre jährlich 

Aufwendungen    

zuzügl. 
Abschreibungsaufwand 

   

zuzügl. geschätztem Bewirt-
schaftungsaufwand 

   

Erträge    

 
 
 
gezeichnet 

Zenker 
Oberbürgermeister 
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Begründung:  
 
Der ursprünglich von der Fraktion Die LINKE eingebrachte Antrag wurde von der Verwaltung auf 
Machbarkeit geprüft. 
 

Nach Diskussion schlagen nunmehr alle Fraktionen und OB Zenker gemeinsam die nachfolgende 
Beschlussformulierung vor. 
 
Im Übrigen erfolgt die Begründung mündlich.  
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Beschlussvorschlag: 
 
 
Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Zittau beschließt  
 

1. Die Prüfung der Einrichtung eines Schadenserfassungsmanagements innerhalb der Stadtver-
waltung zur Dokumentation und Prüfung von bergbaulichen Schäden an Gebäuden und wei-

teren baulichen Einrichtungen durch den Betrieb des Tagebaus Turów. Zu prüfen ist auch die 
Beauftragung qualifizierter Studien zu Bodensenkungen infolge des Tagebaubetriebs auf Ba-
sis der Schadenserfassung, um mögliche Schadensersatzforderungen begründen zu können. 

2. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, bei der Staatsregierung darauf hinzuwirken, dass 

diese unverzüglich die wissenschaftliche Datenlage zu den Umweltauswirkungen in der 
Grenzregion evaluiert. Dazu sollte sie auch eine fachlich geeignete sowie hinreichend unab-

hängige Institution mit einer wissenschaftlichen Studie beauftragen, die zeigt, welche Risiken 
die Erweiterung des polnischen Braunkohletagbaus Turów birgt. Gegenüber der Stadt Zittau, 
den Umlandgemeinden und der Öffentlichkeit soll die Staatsregierung darlegen, wie sie mit 

den Ergebnissen umgehen will. Das gilt für die EU-Rechtsverstöße der polnischen Behörden 
im Zusammenhang mit der grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung und dem 
Zugang zu Umweltinformationen im Rahmen des Genehmigungsverfahrens, ferner für Hand-
lungsstrategien zur Eindämmung von Umweltschäden. 

3. Die Stadt Zittau unterstützt mit geeigneten Mitteln Zittauer Betroffene bei der Geltendma-
chung von Bergbauschäden gegenüber dem Verursacher.   
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